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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1960 

8 _ 68011 — 4463/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des 
Artikels 10 Absatz 2 des in Rom am 25. März 
1957 Unterzeichneten Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

nebst Begründung und 2 Anlagen zur Begründung mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs sind auf die von der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft fest- 
gelegten Sätze abgestellt. In ihrer Entscheidung vom 28. Juni 
1960 hat die Kommission bestimmt, daß diese Sätze in Hundert- 
sätzen der Zollsätze des gemeinsamen Außentarifs festgesetzt 
werden sollen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß das Gesetz erst dann in Kraft 
treten soll, wenn die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wor- 
den sind. Damit kann indessen in den nächsten Wochen ge- 
rechnet werden. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Artikels 10 Absatz 2 des in Rom am 
25. März 1957 Unterzeichneten Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Wenn für veredeltes Zollgut oder Ersatzgut in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft die in Artikel 9 Abs. 2 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 753) — EWG-Ver- 
trag — genfannten VergünstigungeLn in Anspruch ge- 
nommen werden sollen, obwohl zur Veredelung 
Zollgut abgefertigt worden ist, für das diese Ver- 
günstigungen nicht gelten (Drittlandszollgut), so 
wird für das Drittlandszollgut ein anteiliger Zoll 
(Anteilzoll) erhoben. 

§ 2 

(1) Die Zollschuld entsteht dadurch, daß die Zoll- 
stelle das in § 1 genannte veredelte Zollgut oder 
Ersatzgut zur Ausfuhr oder zu einem neuen Zoll- 
verkehr abfertigt und auf Antrag des Veredelers als 
vergünstigungsfähig (§ 1) kennzeichnet. Zollschuld- 
ner ist der Veredeler. 

(2) Der Anteilzoll bemißt sich nach Beschaffenheit 
und Menge des in § 1 genannten Drittlandszollguts 
im Zeitpunkt des Antrags auf Abfertigung zur Ver- 
edelung, nach seinem gemäß den Vorschriften über 
den Zollwert zu bestimmenden Wert und nach den 
von der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft auf Grund des Artikels 10 Abs. 2 
Unterabs. 2 des EWG-Vertrages festgelegten Sätzen. 
Diese Sätze und der Zeitpunkt, von dem ab sie an- 
zuwenden sind, sind im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

(3) Für Abfälle des in Absatz 1 genannten ver- 
edelten Zollguts oder Ersatzguts ist ein Zoll nach 
den allgemeinen Vorschriften nur insoweit zu erhe- 
ben, als er den Anteilzoll nach Absatz 2 für diese 
Abfälle übersteigt. 

§ 3 

(1) Der Anteilzoll ist jeweils im Zusammenhang 
mit den Abrechnungen des Veredelungsverkehrs bei 
der hierfür zuständigen Zollstelle zu entrichten. 

(2) Zahlungsaufschub wird nicht gewährt. 

§ 4 

Der Anteilzoll kann auf Antrag des Veredelers 
erlassen, erstattet oder angerechnet werden, wenn 
das nach § 2 Abs. 1 abgefertigte und gekennzeich- 


nete Zollgut oder Ersatzgut bei der zuständigen 
Zollstelle, vorgeführt wird und diese die Kennzeich- 
nung beseitigt. 

§ 5 

(1) Für Nachholgut, das Drittlandszollgut ist (§ 1), 
wird ein Anteilzoll nach den in § 2 Abs. 2 be- 
zeichneten Sätzen erhoben, soweit das im Vorgriff 
ausgeführte Ersatzgut auf Antrag des Veredelers 
als vergünstigungsfähig (§ 1) gekennzeichnet wor- 
den ist. Die Umsatzausgleichsteuer wird nicht erho- 
ben, es sei denn, daß sie für Abfälle nach den allge- 
meinen Vorschriften zu erheben ist. 

(2) Ist für das nach Absatz 1 zu verzollende Nach- 
holgut wegen des in ihm enthaltenen Abfallanteils 
ein Zoll auch nach den allgemeinen Vorschriften zu 
erheben, so wird dieser Zoll nur insoweit erhoben, 
als er den nach Absatz 1 für eine gleiche Menge 
Nachholgut zu erhebenden Anteilzoll übersteigt. 

§ 6 

(1) Zollvergütungen, die für Freigut mit Aus- 
nahme der in § 7 genannten Mineralöle und 
Schmiermittel bei der Ausfuhr oder Abfertigung zu 
einem Zollverkehr gewährt werden, sind für solche 
Waren zu kürzen, die von der Zollstelle auf Antrag 
als vergünstigungsfähig (§ 1) gekennzeichnet und 
zu deren Herstellung Ausgangsstoffe verwendet 
worden sind, die Drittlandszollgut waren (§ 1 ). 

(2) Der Kürzungsbetrag ist nach § 2 Abs. 2 zu be- 
messen. Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung für die Bemessung des 
Kürzungsbetrages Durchschnittssätze festsetzen. 

§ 7 

Zollvergütungen nach Anmerkung 8 — b oder c 
zu Nr. 27.10 des Zolltarifs für Mineralöle und 
Schmiermittel des freien Verkehrs, die bei der Aus- 
fuhr oder der Abfertigung zu einem Zollverkehr auf 
Antrag als veirgünstigungsfähig (§ 1) gekennzeich- 
net worden sind, werden bei der Anrechnung auf 
den Zoll für unbearbeitetes Erdöl, das Drittlands- 
zollgut ist (§ 1), nach dem gemäß § 2 Abs. 2 anzu- 
wendenden Sätzen gekürzt. 

§ 8 

(1) Werden Mineralöle und Schmiermittel im Zoll- 
verkehr, für die eine Vergütung nach Anmerkung 8 
— b oder c zu Nr. 27.10 des Zolltarifs gewährt wor- 
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den ist, -auf Antrag als vergünistrgungsfähig (§ 1) 
gekennzeichnet, so wird für sie ein Antedlzoll erho- 
ben. 

(2) Die Zolilschuld entsteht dadurch, daß die Zoll- 
stelle das Zollgut zur Ausfuhr oider zu einem neuen 
Zoll verkehr abfertigt und auf Antrag dos Zollbe- 
teiligten als vergünstiiguingsfähiiig kennzeichnet. Zoll- 
schuldner ist der Antragsteller. Der Anteilzoll be- 
mißt sich nach Beschaffenheit und Menge der Aus- 
gangsstoffe im Zeitpunkt des Beginns ider Herstel- 
lung der veirgütungsfähigen Waren und nach den 
nach § 2 Abs. 2 anzuwendenden Sätzen. 

(3) Der Anteilzoll ist sofort bei der kennzeichnen- 
den Zollstelle zu entrichten. 


§ 9 

Der Bundesrnmitster der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechts Verordnung die Bestimmungen 
diieses Gesetzes für sinngemäß anwendbar zu erklä- 
ren auf Waren der in den §§ 1, 5, 6, 7 und 8 ge- 
nannten Art, für idie in den assoziierten über- 
seeischen Ländern und Hoheitsigebieten die Ver- 
günstigungen nach Artikel 132 Nr. 2 und Artikel 133 
Abs. 2 und 3 des EWG-Vertrages in Anspruch ge- 
nommen werden sollen, sofern die zuständigen 


Organe der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen entsprechenden Beschluß gefaßt haben. 

§ 10 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Durchführung dioses Gesetzes durch 
Re dits Verordnung 

1. das Ver fahren im einzelnen zu regeln, 

2. den Wortlaut der §§ 7 und 8 den Ände- 
rungen des Zolltarifs anzupassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen erläßt die 
zur Durchführung dieses Gesietzies und der auf 
Grund idieses Gesetzes erlassenen Rechts ver Ord- 
nungen erforderlichen lallgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten ÜberleitungsgeiSietzes. 

§ 12 

Diieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1960 in Kraft. 


Begründung 


Die Vorschriften des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaift über die Be- 
seitigung der Zölle und mengenmäßigen Beschrän- 
kungen im WarenauiS tausch zwiischen den Mitglied- 
staaten gelten grundsätzlich nur für Waren, die sich 
in den Mitgliedstaaten im freien Verkehr befinden 
(Artikel 9 Abs. 2). Waren aus Drittländern gelten 
dabei nur dann als im freien Verkehr eines Mit- 
gliedstaates befindlich, wenn für sie in dem betref- 
fenden Mitgliedstaat die Einfuhrförmlichkeiten er- 
füllt und die vorgeschriiebenen Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung erhoben und nicht ganz oider 
teilweise rückvergütet worden sind (Artikel 10 
Abs. 1). Eine Ausnahme gilt jedoch nach Artikel 10 
Abs. 2 Unterabs. 2 für solche Waren, die in einem 
Mitgliedstaiat unter Verwendung von Brzeugniissen 
hergestellt worden sind, für welche die -anwend- 
bairen Zölle und Abgaben gleicher Wirkung nicht 
eirhoben oder vollständig oder teilweis-e rückvergü- 
tet worden sind. Derartige Zollbefreiungen und Zoll- 
vergütungen sind im Rahmen des sogenannten Ver- 
edelungsverkehrs in den meisten Staaten seit jeher 
in erheblichem Umfange üblich. — In der Bundes- 
republik werden etwa 9 v. H. der ausgeführten 
Waren im Veredelungsverkehr hergestellt. — Eine 
sofortige vollständige Beseitigung dieser Zollbe- 


freiungen und Zollvergütungen entsprechend dem 
Grundsatz des Artikels 10 Abs. 1 würde die Aus- 
fuhren sämtlicher Mitgliedstaaten im die anderen 
Mitgliedstaaten stark beeinträchtigt haben, da auf 
der anderen Seite die Einfuhrzölle nur schrittweise 
beseitigt werden. Deshalb erschien es notwendig, 
für idie im Ver edelungs verkehr hergestellten Wa- 
ren eine besondere Regelung zu treffen. Da es sich 
hierbei jedoch um recht komplizierte Fragen han- 
delte, war es aus Zeitmangel nicht mehr möglich, 
diese Regelung in den Vertrag selbst aufzunehmen. 
Stattdessen wurde die Kommission durch Artikel 10 
Abs. 2 Unterabs. 2 und 3 beauftragt, entsprechende 
Vorschriften vor Ablauf des ersten Jahres nach In- 
krafttreten des Vertrages, also spätestens bis zum 
31. Dezembeir 1958, zu erlassen und dabei die Be- 
stimmungen des Vertrages übier idie Abschaffung der 
Zölle innerhalb der Gemeinschaft und über die 
schrittweise Einführung des Gemeinsamen Zollta- 
rifs zu berücksichtigen. Damit sind die zu erlassen- 
den Vorschriften als Übergangs Vorschriften gekenn- 
zeichnet, die den Zeitraum bis zur vollständigen Be- 
seitigung der Biinnenzölle und zur Einführung des 
Gemeinsamen Zolltarifs überbrücken sollen, um 
am Ende der Übergangszeit durch den Grundsatz 
des Artikels 10 Abs. 1 abgelöst zu werden. 
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Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung hat die Kommis- 
sion am 16. Dezember 1958 eine „Entscheidung über 
den Warenaustausch der in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Verede- 
liungsverkehr hergestellten Waren“ getroffen (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 694/58). 
Darin hat sie angeordnet, daß bis zum 30. Juni 1960 
für die im Veredelungsverkehr gewonnenen Waren 
die gleichen Vorteile auf dem Gebiete der Zölle und 
mengenmäßigen Beschränkungen zu gewähren 
seien wie für die im freien Verkehr befindlichen 
Waren. Dabei ist sie sich dessen bewußt gewesen, 
daß durch diese Zollbefreiung Wettbewerbs Verfäl- 
schungen ermöglicht werden könnten. Sie hielt 
diese Gefahr jedoch wegen des geringen Ausmaßes 
der Binnenzollsenkungen für nicht sehr ernst. 

Für die Zeit nach dem 30. Juni 1960 hat die Kom- 
mission am 28. Juni 1960 die als Anlage abge- 
druckte „Entscheidung über den Verkehr mit Wa- 
ren, die unter Verwendung von Erzeugnissen her- 
gestellt sind, für welche die anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder voll- 
ständig Oideir teilweise rückvergütet worden sind“ 
getroffen, die dem Herrn Bundesminister des Aus- 
wärtigen mit dem gleichfalls abgedruckten Begleit- 
schreiben vom 6. Juli 1960 übersandt wurde. Die 
Entscheidung ist am 14. Juli 1960 dm Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht worden 
(S. 933/60). Mit ihr wird angeordnet, daß für die 
betreffenden Waren im Einfuhrlande die Vorteile 
aus dem Abbau der Binnenzölle und der Besoiti- 
gung der mengenmäßigen Beschränkungen zu ge- 
währen sind, vorausgesetzt, daß die Waren im Aus- 
fuhrlande entweder unter Verwendung von aus an- 
deren Mitgliedstaaten eingeführten EWG -Waren 
hergestellt worden sind (Artikel 2) oder daß für die 
bei ihrer Herstellung etwa verwendeten Drittlands- 
waren ein anteiliger Zoll (Anteilzoll) erhoben wor- 
den ist (Artikel 3). Die Höhe des Anteilzolls soll 
in einem Hundertsatz der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs bestimmt werden. Der Hundert- 
satz selbst soll von der Kommission für jeden von 
ihr zu bestimmenden Zeitabschnitt unter Berücksich- 
tigung des Grades der Verwirklichung der Zoll- 
union festgesetzt werden. Dieser Hundertsatz ist 
für die Zeit bis zu dem Zeitpunkt, zu dem alle Mit- 
gliedstaaten die vom Rat vom 12. Mai 1960 be- 
schlossene zusätzliche Herabsetzung der Binnen- 
zölle ausgeführt habien, auf Null festgesetzt worden 
(Artikel 7 Abs. 1). Von diesem Zeitpunkt ab bis 
zum 31. Dezember 1961 beträgt er 25 v. H. (Arti- 
kel 7 Abs. 2). 

Die rechtliche Möglichkeit zur Erhebung eines sol- 
chen Anteilzolls oder zu einer entsprechenden 
Kürzung von Zollvergütungen ist weder in der 
geltenden Zollgesetzgebung noch in dom „Gesetz zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957“ 
(BGBl, II S. 753, ber, S. 1678) vorgesehen. Sie muß 
daher neu geschaffen werden. Das im Entwurf vor- 
gelegte „Gesetz zur Ausführung des Artikels 10 
Abs. 2 des in Rom am 25. März 1957 Unterzeichneten 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft“ soll diesem Zwecke dienen. 


Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Diese Bestimmung enthält entsprechend Artikel 3 
der Entscheidung der Kommission den Grundsatz, 
daß für das zur Veredelung abgefertigte Zollgut, 
das nicht EWG-Ware ist, ein anteiliger Zoll (kurz 
Anteilzoll genannt) zu entrichten ist, wenn für das 
veredelte Zollgut oder Ersatzgut in einem Mitglied- 
staat die Einfuhrvergünstigungen des EWG-Vertra- 
ges in Anspruch genommen werden sollen. 

Zu § 2 

Absatz 1 

Diese Vorschrift enthält die näheren Bestimmungen 
über die Entstehung der Zollschuld und die Person 
des Zollschuldners. Das entscheidende Tatbestands- 
merkmal, das die Entstehung der Zollschuld unmit- 
telbar auslöst, soll die Kennzeichnung der Ware als 
EWG-Ware sein. Die Kennzeichnung geschieht im 
allgemeinen durch Ausstellung einer Warenver- 
kehrsbescheinigung gemäß Artikel 4 der Entschei- 
dung der EWG-Kommission vom 4. Dezember 1958 
(Amtsblatt 1958 Seite 688), bei Postsendungen auch 
durch Anbringung eines gelben Klebezettels mit 
blauem Diagonalstreifen auf der Sendung und ggf. 
der Paketkarte (vgl, Artikel 8 Buchstabe b der Ent- 
scheidung vom 4. Dezember 1958). Die Ausstellung 
einer Warenverkehrsbescheinigung ist nach Artikel 6 
dieser Entscheidung erst zulässig, wenn die Ausfuhr 
der Waren durchgeführt oder sichergestellt ist. Diese 
Voraussetzungen sind nach dem deutschen Zollrecht 
erfüllt, wenn das veredelte Zollgut oder das Ersatz- 
gut entweder unmittelbar oder unter Zwischen- 
schaltung eines Zollverkehrs (in der Regel eines 
Zollanweisungsverkehrs) zur Ausfuhr abgefertigt 
wird. Da die Erhebung des Zolls ohne übermäßige 
Verwaltungserschwernis nur dann gesichert werden 
kann, wenn die Ausstellung der Warenverkehrs- 
bescheinigung von der gleichen Zollstelle vorge- 
nommen wird, die das veredelte Zollgut oder Ersatz- 
gut zur Ausfuhr oder zu einem neuen Zollverkehr 
abfertigt, erscheint es zweckmäßig, Abfertigung 
und Kennzeichnung zusammen als zollschuldbegrün- 
dende Tatbestandsmerkmale aufzuführen, 

Zollschiildner soll der Veredeler sein, da die ZolT 
schuld nur im Zusammenhang mit der Abrechnung 
des Veredelungsverkehrs festgestellt werden kann, 

Absatz 2 

Nach Artikel 5 der Entscheidung der EWG-Kommis- 
sion soll sich die Zollschuld nach der Beschaffenheit 
und dem Wert der Ware bei der Abfertigung zum 
Veredelungsverkehr bemessen. In Übereinstimmung 
mit § 58 Abs. 1 Satz 1 Zollgesetz soll dies dahin 
präzisiert werden, daß maßgebender Zeitpunkt für 
die Bemessung der Zollschuld derjenige ist, in dem 
der Antrag auf Abfertigung zur Veredelung gestellt 
worden ist. Die Sätze, nach denen sich die Zollschuld 
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bemißt, sind gemäß Artikel 3 der Entscheidung die 
für die einzelnen Zeiträume der Übergangszeit be- 
stimmten Hundertsätze der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs. Sie sollen im Bundesgesetzblatt 
bekanntgegeben werden. Dort soll auch jev/eils der 
Zeitpunkt bekanntgegeben werden, von dem ab der 
Anteilzoll gemäß Artikel 7 Abs. 3 der Entscheidung 
der Kommission zu erheben ist und von dem ab die 
später neu festgesetzten Sätze gelten sollen. 

Absatz 3 

Nach § 60 Abs. 2 Satz 1 Zollgesetz sind Abfälle des 
wiedergestellten veredelten Zollguts, die in den 
freien Verkehr übergehen, zu verzollen, wobei für 
die Bemessung der Zollschuld besondere Vorschrif- 
ten gelten. Diese Zollschuld ist dem Grunde nach 
die gleiche, die bei der Abfertigung des unveredelten 
Zollguts zum Veredolungsverkehr bedingt entstan- 
den ist. Die Zollschuld, die bei der Kennzeichnung 
des veredelten Zollguts gemäß § 2 Abs. 1 entstehen 
soll, ist zwar dem Grunde nach nicht die gleiche 
wie diejenige, die bei der Abfertigung des unver- 
edelten Zollguts zum Veredelungsverkehr entstan- 
den ist, denn diese letztgenannte Zollschuld fällt 
mit der Wiedergestellung des veredelten Zollguts 
weg. Da die nach § 2 Abs. 1 entstehende Zollschuld 
sich jedoch gemäß dem § 2 Abs. 2 nach der Menge 
des unveredelten Drittlandszollguts einschließlich 
der späteren Abfälle richtet, ist es notwendig, eine 
doppelte Verzollung der Abfälle auszuschließen. 
Dies soll durch Absatz 3 erreicht werden. 

Zu § 3 
Absatz 1 

Der Anteilzoll soll jeweils im Zusammenhang mit 
den Abrechnungen des Veredelungsverkehrs bei der 
hierfür zuständigen Zollstelle entrichtet werden. 
Diese Zusammenfassung ist erforderlich, weil bei der 
Kennzeichnung des veredelten Zollguts oder Ersatz- 
guts gemäß § 2 Abs. 1 in vielen Fällen nicht fest- 
gestellt werden kann, welches unveredelte Zollgut 
mit ihm in Beziehung zu setzen ist. Dies gilt insbe- 
sondere dann, wenn die Nämlichkeit dieses unver- 
edelten Zollguts nur durch buchmäßige Überwachung 
gesichert wird, und beim Ersatzgutverkehr. Durch 
diese Gestaltung werden außerdem die Zollbeteilig- 
ten und die Zollstellen wesentlich entlastet, da der 
Anteilzoll für alle während eines Abrechnungszeit- 
raums gekennzeichneten Waren nur einmal berech- 
net und erhoben werden muß. Schließlich können 
Behinderungen vermieden werden, die entstehen 
würden, wenn das veredelte Zollgut oder Ersatzgut 
von einer anderen als der für die Abrechnung zu- 
ständigen Zollstelle zur Ausfuhr abgefertigt und 
gekennzeichnet wird. 

Absatz 2 

Für eine Zollschuld, die nach Wiedergestellung einer 
veredelten Ware entsteht, würde gemäß § 129 der 
Reichsabgabenordnung in Verbindung mit § 65 des 
Zollgesetzes auf Antrag Zahlungsaufschub von 
3 Monaten gewährt werden müssen. Diese Frist 
würde zu der Frist hinzukommen, die von der Kenn- 
zeichnung der veredelten Ware gemäß § 2 Abs. 1 


bis zur Abrechnung des Veredelungsverkehrs gemäß 
§ 3 Abs. 1 verstreicht und die bis zu 3 Monaten 
beträgt. Hierdurch würden die deutschen Veredeler 
im Verhältnis zu denen der anderen Mitgliedstaaten 
einen unangemessenen Wettbewerbsvorteil erhal- 
ten. Außerdem würde eine solche Fristbemessung 
nicht im Einklang stehen mit der Regelung nach 
Ablauf der Übergangszeit. Dann wird nämlich das 
eingeführte Drittlandszollgut grundsätzlich vor der 
Veredelung zum freien Verkehr abzufertigen sein 
mit der Folge, daß der Zoll nach Ablauf des Zah- 
lungsaufschubs zu zahlen ist, also nach einer Frist, 
deren Länge durchschnittlich wesentlich kürzer als 
ein Abrechnungszeitraum ist. Aus diesen Gründen 
muß der Anteilzoll vom Zahlungsaufschub ausge- 
schlossen werden. 

Zii § 4 

Diese Bestimmung soll es ermöglichen, die nach den 
§§ 1 und 2 entstandene Zollschuld wieder zu besei- 
tigen, wenn das gekennzeichnete veredelte Zollgut 
oder Ersatzgut z. B. nicht in das Bestimmungsland 
gelangt oder dort nicht abgenommen wird. 

Zu § 5 
Absatz 1 

Diese Bestimmung regelt die Fälle, in denen bei 
einem Zollveredelungsverkehr gemäß § 69 Nr. 43 
des Zollgesetzes Ersatzgut im Vorgriff ausgeführt 
worden ist, das aus dem freien Verkehr stammt. 
Für dieses Ersatzgut kann ein Anteilzoll gemäß 
den §§ 1 und 2 nicht erhoben werden. Der Anteilzoll 
ist statt dessen in diesen Fällen für das sogenannte 
Nachholgut zu erheben, wenn es sich dabei um 
Drittlandszollgut handelt. 

Die Einfuhr des Nachholgutes ist grundsätzlich nach 
§ 4 Nr. 1 a des Umsatzsteuergesetzes von der Um- 
sützausgleichstcuer befreit, weil für diese Waren 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 43 des Zollgesetzes ein Zoll 
licht erhoben wird. Die Erhebung des Antoilzolls 
in den besonderen dafür in Betracht kommenden 
Fällen bildet keinen Grund, in diesen Fällen andi 
die Umsatzausgleichsteuer zu erheben. Da sich die 
Steuerfreiheit jedoch nicht aus § 4 Nr. 1 a dos üm- 
satzsteuergesetzes ergibt, muß sie für diese Fälle 
ausdrücklich angeordnet werden. 

Absatz 2 

Der Zoll, der auf den Abfallanteil des Nachholguls 
entfällt, ist auf den nach Absatz 1 zu erhebenden 
Zoll aus den gleichen Gründen anzurechnen, die in 
den Bemerkungen zu § 2 Abs. 3 dargelegt sind. 

Zu § 6 
Absatz 1 

Gewisse Rohstoffe, die zur Herstellung von Aus- 
fuhrwaren bestimmt sind, werden nach dem deut- 
schen Zollrecht zunächst verzollt. Der Zoll wird je- 
doch bei der Ausfuhr der daraus hergestellten 
Waren vergütet. Bei diesen Waren muß der Ent- 
scheidung der Kommission dadurch Rechnung ge- 
tragen werden, daß der zu vergütende Zollbetrag 
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entsprechend den in § 2 Abs. 2 vorgesehenen Sätzen 
gekürzt wird. Dies gilt für 

a) Kakaowaren nach dem Gesetz über die Ver- 
gütung des Kakaozolls bei der Ausfuhr von Ka- 
kaowaren vom 22. April 1892 (Reichsgesetzbl. 
S. 601) in der Fassung vom 4. Juli 1939 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1100) und 

b) Tabakwaren nach § 80 des Tabaksteuergesetzes 
vom 6. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 169). 

Für vergütungsfähige Mineralöle und Schmiermittel 
ergibt sich eine Besonderheit daraus, daß die Ver- 
gütung nicht ausgezahlt, sondern nur durch Anrech- 
nung auf Zoll für eingeführtes unbearbeitetes Erdöl 
gewährt wird. Dies macht eine besondere Regelung 
erforderlich, die in den §§ 7 und 8 getroffen wird. 

Absatz 2 

Da die Zollvergütung für wertzollbare Rohstoffe 
(zur Zeit Kakao) nur nach Durchschnittssätzen be- 
rechnet werden kann, muß dies auch für die Berech- 
nung der Kürzungsbeträge gelten. Aus diesem 
Grunde ist eine entsprechende Ermächtigung des 
Bundesministers der Finanzen zur Festsetzung von 
Durchschnittssätzen für die Kürzungsbeträge vorge- 
sehen. 


Zu § 7 

Für vergütungsfähige Mineralöle und Schmiermittel 
wird die Vergütung nach Anmerkung 8 - f zu 
Nr. 27.10 des Zolltarifs nur durch Anrechnung auf 
Zoll für unbearbeitetes Erdöl gewährt. Die ver- 
gütungsfähigen Erzeugnisse werden damit sachlich 
ebenso behandelt wie das in § 5 genannte im Vor- 
griff ausgeführte Ersatzgut, für das eine entspre- 
chende Menge Nachholgut zollbegünstigt eingeführt 
werden kann. Dementsprechend erscheint es zweck- 
mäßig, auch die Kürzung der Vergütung erst dann 
vorzunehmen, wenn die Vergütung auf den Zoll für 
das unbearbeitete Erdöl angerechnet werden soll. 
Die Kürzung kommt nur dann in Betracht, wenn die- 
ses unbearbeitete Erdöl Drittlandszollgut ist. 

Zur Durchführung dieser Bestimmung wird auf dem 
Anrechnungsschein zu vermerken sein, daß der in 
ihm aufgeführte Vergütungsbetrag bei der Anrech- 
nung auf Zoll für Drittlandszollgut um den auf 
Grund von § 2 Abs. 2 errechne ten Betrag zu kürzen 
ist. Solange jedoch der Zollsatz dos Gemeinsamen 
Zolltarifs für unbearbeitetes Erdöl gleich Null ist, 
ist eine Kürzung nicht erforderlich. 

Zu § 8 

Bei Mineralölen und Schmiermitteln, für die bereits 
bei der Abfertigung zum Zollverkehr ein Anrech- 
nungsschein erteilt worden ist, ist es im allgemeinen 
nicht mehr möglich, den Anrechnungsschein nach- 
träglich mit einem Kürzungsvermerk zu versehen. 
Deshalb soll für diese Waren in ähnlicher Weise 


wie nach den §§ 1 und 2 ein Zoll erhoben werden. 
Dieser Zoll soll sofort entrichtet werden, da der 
Zollbeteiligte den Anrechnungsschein in der Regel 
sogleich verwertet haben wird. 

Soweit unbearbeitetes Erdöl als Ausgangsstoff ver- 
wendet worden ist, kommt eine Zollerhebung so- 
lange nicht in Betracht, als der Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs hierfür gleich Null ist. 

Zu § 9 

Die Entscheidung der Kommission bezieht sich nur 
auf Waren, für die die Einfuhrvergünstigungen des 
EWG-Vertrages in den Mitgliedstaaten selbst in 
Anspruch genommen werden. An dem Verhältnis zu 
den assoziierten überseeischen Ländern und Hoheits- 
gebieten ist vorläufig noch nichts geändert worden. 
Danach können für Waren, die in einem Mitglied- 
staat ihren Ursprung haben, im Bestimmungsland 
die Vergünstigungen nach den Artikeln 132 Nr. 2 
und 133 Absatz 2 und 3 des EWG-Vertrages auch 
weiterhin in Anspruch genommen werden ohne 
Rücksicht darauf, ob sie im ausführenden Mitglied- 
staat im freien Verkehr oder im Zollveredelungs- 
verkehr hergestellt worden sind. Auf die Dauer wird 
jedoch auch in diesen Fällen mit der Erhebung eines 
anteiligen Zolls für das zur Veredelung abgefertigte 
Drittlandszollgut gerechnet werden müssen. Um 
dann den Erlaß eines neuen Gesetzes zu ersparen, 
erscheint es zweckmäßig, dem Bundesminister der 
Finanzen die Ermächtigung zum Erlaß entsprechen- 
der Bestimmungen durch Rechtsverordnung zu 
geben. 

Zu § 10 

Diese Vorschrift enthält eine Ermächtigung des Bun- 
desministers der Finanzen von gleicher Art wie sie 
bisher in § 109 Abs, 1 Nr. 3 des Zollgesetzes vor- 
gesehen war. Zusätzlich ist noch eine Ermächtigung 
vorgesehen, den Wortlaut der §§ 7 und 8 den Ände- 
rungen des Zolltarifs anzupassen. 

Zu § 11 

Die Ausdehnung der Geltung des Gesetzes auf das 
Land Berlin ist notwendig, weil auch der EWG-Ver- 
trag in Berlin gilt; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 12 

Diese Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Das Datum des 1. Dezember 1960 erscheint zweck- 
mäßig, da die Erhebung des Anteilzolls gemäß 
Artikel 7 Abs. 3 der Entscheidung der Kommission 
voraussichtlich mit Wirkung vom 1. Januar 1961 ab 
angeordnet werden wird und ausreichende Zeit zum 
Erlaß der erforderlichen Durchführungsvorschriften 
bleiben muß. 
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Entscheidung über den Verkehr mit Waren, die unter Verwendung von 
Erzeugnissen hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder vollständig oder 
teilweise rückvergütet worden sind 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT HAT — 

auf Grund des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Grund des Artikels 10 Absatz 2, 

gestützt auf die Entscheidung der Kommission vom 
4. Dezember 1958 über die Anwendung einer Be- 
scheinigung für den Warenverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und aus nachstehenden Er- 
wägungen; 

Die Waren, die in einem Mitgliedstaat unter Ver- 
wendung von Erzeugnissen hergestellt wurden, 
für welche die in diesem Mitgliedstaat auf sie an- 
wendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
nicht erhoben worden oder vollständig oder teil- 
weise rückvergütet worden sind, sollen in den 
Genuß des Abbaus der Zölle, der mengenmäßigen 
Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher 
Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten kommen. 

Die Gewährung dieser Vergünstigung für die ge- 
nannten Waren droht jedoch die Wettbewerbs- 
bedingungen innerhalb des Gemeinsamen Mark- 
tes insoweit zu verfälschen, als bei deren Herstel- 
lung Erzeugnisse dritter Länder verwendet wor- 
den sind, falls die Gewährung dieser Vergünsti- 
gung nicht von der Erhebung eines anteiligen 
Zolls abhängig gemacht wird. 

Trotzdem ist diese Gefahr solange nicht besorgnis- 
erregend, solange die Herabsetzung der zwischen 
den Mitgliedstaaten anwendbaren Zölle das Aus- 
maß von 20 vom Hundert nicht überschreitet. 

Für den überwiegenden Teil dieser Waren wird 
spätestens am Ende dieses Jahres eine zusätz- 
liche, durch die im Rat vereinigten Regierungs- 
vertreter am 12. Mai 1960 beschlossene Herab- 
setzung der zwischen den Mitgliedstaaten an- 
wendbaren Zölle vorgenommen werden, und zwar 
in Höhe von 5 vom Hundert für die landwirt- 
schaftlichen und in Höhe von 10 vom Hundert für 
die anderen Waren. 

Die Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten haben 
bei dieser Gelegenheit auch beschlossen, gleich- 
zeitig eine erste Angleichung der für den größten 
Teil der Waren gegenüber dritten Ländern an- 
wendbaren Zollsätze vorzunehmen, wobei der um 
20 vom Hundert herabgesetzte Gemeinsame Zoll- 
tarif als Berechnungsgrundlage dienen soll. 


Es ist notwendig, die Teilnahme der betreffenden 
Waren an der Vergünstigung des Abbaus der 
Zölle, der mengenmäßigen Beschränkungen und 
aller Maßnahmen gleicher Wirkung von dem Zeit- 
punkt ab, in dem die in den beiden vorstehenden 
Absätzen vorgesehenen Maßnahmen wirksam 
werden, von der Erhebung des oben angeführten 
anteiligen Zolls abhängig zu machen. 

Nach den geltenden einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften erhebt der Mitgliedstaat, in weichem 
diese Waren hergestellt worden sind, keinerlei 
Zoll, wenn diese Waren in einen anderen Mit- 
gliedstaat ausgeführt werden. 

Nach Ablauf der Übergangszeit müssen die bei 
der Herstellung dieser Waren verwendeten Er- 
zeugnisse dritter Länder jedoch im vollen Umfang 
nach den im Gemeinsamen Zolltarif für sie 
vorgesehenen Zollsätzen verzollt werden, wenn 
diese Waren nicht in dritte Länder ausgeführt 
werden. 

Es ist aus diesen Gründen daher gerechtfertigt, 
den anteiligen Zoll, von dessen Erhebung die Teil- 
nahme der betreffenden Waren an der Vergün- 
stigung des Abbaus der Zölle, der mengenmäßi- 
gen Beschränkungen und aller Maßnahmen glei- 
cher Wirkung abhängen wird, von den Sätzen des 
Gemeinsamen Zolltarifs ausgehend zu berechnen, 
die für die Erzeugnisse vorgesehen sind, die zur 
Herstellung dieser Waren verwendet wurden, und 
für die in einem Mitgliedstaat die auf sie anwend- 
baren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung ent- 
weder nicht erhoben oder vollständig oder teil- 
weise rückvergütet worden sind. 

Es ist zweckmäßig, einen einheitlichen Satz für 
diesen anteiligen Zoll festzusetzen, und es ist un- 
ter den vorgenannten Umständen gerechtfertigt, 
diesen Satz für den Zeitabschnitt zwischen dem 
Zeitpunkt, zu dem alle Mitgliedstaaten die zu- 
sätzliche Herabsetzung durchgeführt haben wer- 
den und dem 31. Dezember 1961 auf 25 vom Plün- 
dert der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
festzusetzen. 

Die Kommission wird aufmerksam verfolgen, wie 
sich der Austausch der genannten Waren ent- 
wickelt und gegebenenfalls eingreifen, falls die 
Bedingungen für die Teilnahme einer dieser Wa- 
ren an der Vergünstigung des Abbaus der Zölle, 
der mengenmäßigen Beschränkungen und allei 
Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu Schwierigkeiten führen sollten. — 
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DIE FOLGENDE, AN DIE MITGLIEDSTAATEN 
GERICHTETE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Entscheidung vom 4. Dezember 1958 über die 
Anwendung einer Bescheinigung für den Warenver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten wird wie folgt 
geändert; 

A. Artikel 1 Buchstabe d) wird gestrichen, 

B. Artikel 2 Buchstabe c) wird wie folgt neu gefaßt: 

c) wenn sie in diesem Mitgliedstaat hergestellt 
wurden und bei ihrer Herstellung Erzeug- 
nisse verwendet worden sind, für welche die 
in diesem Mitgliedstaat auf sie anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung nicht 
erhoben oder vollständig oder teilweise rück- 
vergütet worden sind, soweit diese Waren 
den von der Kommission nach Artikel 10 Ab- 
satz 2, Unterabsatz 2 des Vertrages festge- 
setzten Bedingungen entsprechen. 


Artikel 2 

Waren, die in einem Mitgliedstaat unter Verwen- 
dung von Erzeugnissen hergestellt wurden, für 
welche die in diesem Mitgliedstaat auf sie anwend- 
baren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung nicht 
erhoben oder vollständig oder teilweise rückvergü- 
tet worden sind, kommen ohne weiteres in den 
Genuß des Abbaus der Zölle, der mengenmäßigen 
Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher 
Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten, wenn diese 
Erzeugnisse 

— im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 des Vertrages 
aus einem anderen Mitgliedstaat stammen oder 

— im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 des Vertrages 
sich in einem Mitgliedstaat im freien Verkehr 
befanden oder 

— Gegenstand der Erhebung eines anteiligen Zolls 
gemäß Artikel 3 dieser Entscheidung gewesen 
sind oder 

— im Sinne von Artikel 133 des Vertrages Erzeug- 
nisse aus einem mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft assoziierten überseeischen 
Land oder Hoheitsgebiet sind. 


Artikel 3 

Werden in einem Mitgliedstaat Waren unter Ver- 
wendung von Erzeugnissen dritter Länder, für 
welche in einem Mitgliedstaat die auf sie anwend- 
baren Zölle oder Abgaben gleicher Wirkung ent- 
weder nicht erhoben oder vollständig oder teilweise 
rückvergütet worden sind, hergestellt, so wird die 
Teilnahme dieser Waren an der Vergünstigung des 
Abbaus der Zölle, der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen und aller Maßnahmen gleicher Wirkung 
zwischen den Mitgliedstaaten davon abhängig ge- 
macht, daß in dem Mitgliedstaat, in dem sie herge- 


stellt werden, ein anteiliger Zoll erhoben wird, des- 
sen Satz einem Hundertsatz des für diese Erzeug- 
nisse dritter Länder im Gemeinsamen Zolltarif vor- 
gesehenen Zolls entspricht. Für jeden von ihr zu 
bestimmenden Zeitabschnitt setzt die Kommission 
den Satz unter Berücksichtigung des Grades der 
Verwirklichung der Zollunion fest. 


Artikel 4 

Den Erzeugnissen dritter Länder im Sinne des 
Artikels 3 dieser Entscheidung gleichgestellt werden 
diejenigen Erzeugnisse, die unter Verwendung von 
Erzeugnissen dritter Länder hergestellt wurden, für 
welche in keinem Mitgliedstaat die auf sie anwend- 
baren Zölle oder Abgaben gleicher Wirkung erho- 
ben oder für die diese Zölle oder Abgaben vollstän- 
dig oder teilweise rückvergütet worden sind, wenn 
sie unter diesen Umständen in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem, in dem der letzte Herstel- 
lungsvorgang stattfindet, hergestellt worden und 
nicht Gegenstand der Erhebung eines anteiligen 
Zolls nach Artikel 3 gewesen sind. 


Artikel 5 

Bei der Bemessung des anteiligen Zolls gemäß 
Artikel 3 ist von der Beschaffenheit der Erzeugnisse 
dritter Länder zu dem Zeitpunkt auszugehen, zu 
dem sie zu dem Zollverfahren abgefertigt worden 
sind, unter dem die Herstellung erfolgte, sowie von 
dem Zollwert und den anderen zu diesem Zeit- 
punkt geltenden Verzollungsmaß staben. 


Artikel 6 

Für die Bemessung des Satzes des anteiligen 
Zolls wird der Zeitpunkt zugrunde gelegt, zu dem 
die Ausfuhr der in Artikel 3 genannten Waren 
sicher gestellt ist. Werden diese Waren jedoch in 
dem Mitgliedstaat, in dem sie hergestellt worden 
sind, vor der Ausfuhr in einen anderen Mitglied- 
staat in ein Zollager verbracht, so wird der Zeit- 
punkt zugrunde gelegt, zu welchem diese Waren 
zu einem Zollagerverfahren abgefertigt wurden. 


Artikel 7 

Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem alle Mitgliedstaa- 
ten die von den im Rat vereinigten Regierungsver- 
tretern am 12. Mai 1960 beschlossene zusätzliche 
Herabsetzung der zwischen den Mitgliedstaaten 
anwendbaren Zölle durchgeführt haben werden, 
nehmen die in Artikel 3 genannten Waren am 
Abbau der Zölle, der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen und aller Maßnahmen gleicher Wirkung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten teil, ein anteiliger Zoll 
wird dabei nicht erhoben. 

Von dem im vorstehenden Absatz genannten 
Zeitpunkt ab bis zum 31. Dezember 1961 wird der 
in Artikel 3 definierte Satz des anteiligen Zolls auf 
25 vom Hundert festgesetzt. 
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Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommis sion mit, zu 
welchem Zeitpunkt die im ersten Absatz genannte 
Herabsetzung der Zölle in Kraft tritt. Die Kommis- 
sion gibt allen Mitgliedstaaten bekannt, von wel- 
chem Zeitpunkt ab der anteilige Zoll infolge des 
Inkrafttretens jener Zollherabsetzung zu erheben 
ist. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten unterrichten sich gegenseitig 
sowie die Kommission über die Maßnahmen, die sie 
im Hinblick auf die einheitliche Anwendung der 
vorliegenden Entscheidung treffen. 


Geschehen zu Brüssel, am 28. Juni 1960 


Durch die Kommission 
S. M. Mansholt 
Vizepräsident 
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Abschrift von Abschrift 


Brüssel, den 6. 7. 60 
S/III/031191 

Seiner Exzellenz 

Herrn Dr. H. VON BRENTANO 

Bundesminister des Auswärtigen 

BONN 

Koblenzer Straße 101 


Betr.: Anwendung von Artikel 10 Absatz 2, 2. Unterabsatz des Ver- 
trages 


Herr Bundesminister, 

Ich beehre mich, Ihnen eine Entscheidung der Kommission zu über- 
senden, die in Anwendung von Artikel 10 Absatz 2, 2. Unterabsatz 
des Vertrages erlassen worden ist und sich auf die Bestimmungen 
über Waren bezieht, die in einem Mitgliedstaat unter Verwendung 
von Erzeugnissen hergestellt wurden, für welche die im herstellen- 
den Mitgliedstaat anwendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
entweder nicht erhoben oder ganz oder teilweise rückvergütet wor- 
den sind. 

Diese Entscheidung soll die Entscheidung vom 16, Dezember 1958 
ersetzen, die vom 1. Juli 1960 ab hinfällig ist. Sie enthält zwei Arten 
von Vorschriften: 

— einerseits (Artikel 1 bis 6) allgemeingültige Vorschriften, in denen 
das während der ganzen Übergangszeit für alle unter den vor- 
stehend genannten Bedingungen hergestellten Waren anwendbare 
Verfahren festgelegt wird ohne Rücksicht darauf, unter welchem 
Zollverfahren diese Waren hergestellt wurden (Zollvormerkver- 
kehr, Wiederausfuhr mit Erstattung der Zölle, Zollager usw.). 

— andererseits (Artikel 7) begrenzt gültige Vorschriften, die aus- 
schließlich für den Zeitabschnitt vom 1. Juli 1960 bis 31. Dezember 
1961 gültig sind. Die während der darauffolgenden Zeitabschnitte 
geltenden Sondervorschriften werden später durch weitere Ent- 
scheidungen der Kommission festgesetzt. 


I. Inhalt der Entscheidung 

a) Allgemeingültige Vorschriften 

Die neue Entscheidung bestimmt, daß die in einem Mitgliedstaat 
unter den Bedingungen des Artikels 10 Absatz 2, 2. Unterabsatz des 
Vertrages hergestellten Waren bei der Einfuhr in einen anderen Mit- 
gliedstaat in den Genuß des schrittweisen Abbaues der Zölle, der 
mengenmäßigen Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher 
Wirkung gelangen müssen, die für die Waren vorgesehen sind, die 
aus einem Mitgliedstaat stammen oder sich dort im freien Verkehr 
befanden. Wurde die betreffende Ware ausschließlich aus „Gemein- 
schaftserzeugnissen" (aus einem Mitgliedstaat stammende Erzeug- 
nisse im Sinne des Artikels 9 Absatz 2 des Vertrages; Erzeugnisse 
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des freien Verkehrs; Erzeugnisse, für deren aus einem dritten Land 
eingeführte Bestandteile der in Artikel 3 vorgesehene anteilige Zoll 
erhoben wurde; Erzeugnisse aus einem mit der Gemeinschaft asso- 
ziierten überseeischen Land oder Gebiet im Sinne von Artikel 133 
des Vertrages) hergestellt, so wird keine besondere Bedingung für 
die Gewährung dieser Vorzugsbehandlung gestellt 

Dagegen wird die Vorzugsbehandlimg für Waren der genannten Art, 
bei deren Herstellung „Nicht- Gemeinschaftserzeugnisse" (Erzeug- 
nisse aus dritten Ländern, die in keinem Mitgliedstaat zum freien 
Verkeihr abgefertigt wurden; Waren, für deren aus Drittländern ein- 
geführte Bestandteile ein anteiliger Zoll nicht erhoben wurde) ver- 
wendet wurden, davon abhängig gemacht, daß auf diese Erzeugnisse 
ein anteiliger Zoll erhoben wird; dieser anteilige Zoll muß so berech- 
net werden, daß er den bestmöglichen Ausgleich für die Zollsen- 
kungsspanne gewährleistet, in deren Genuß die Waren im Bestim- 
mungsmitgliedstaat kommen, und daß er schrittweise zur Erhebuna 
des für diese Waren am Ende der Übergangszeit im Gemeinsamen 
Zolltarif vorgesehenen Zolls führt. Die Kommission ist der Ansicht, daß 
der anteilige Zoll zur Erreichung dieses Ziels in Form eines Prozent- 
satzes der Zollsätze des Gemeinsamen Außentarifs erhoben werden 
muß; diese Formel hat den Vorteil, daß alle Veredler in den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten, die Dritterzeugnisse verwenden, für die 
Zölle oder Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben wurden, so wie 
bisher gleichbehandelt werden. 

Die Höhe dieses Prozentsatzes entspricht grundsätzlich dem Satz der 
Zollherabsetzungen, die sich die Mitgliedstaaten gewähren und steigt 
im gleichen Rhythmus wie diese, und zwar gegebenenfalls unter Be- 
rücksichtigung der zur Beschleunigung des Gemeinsamen Marktes 
getroffenen Maßnahmen. 

Die Erhebung des anteiligen Zolles wird von den Zollbehörden des 
herstellenden Mitgliedstaates sichergestellt; sie müssen die Ausstel- 
lung einer Warenverkehrsbescheinigung von der Entrichtung diesem 
anteiligen Zolles abhängig machen. Der maßgebende Zeitpunkt für 
die Bestimmung der Gattung, des Wertes und der anderen Verzol- 
lungsmaßstäbe ist der Zeitpunkt, in dem die Nicht-Gemeinschafts- 
erzeugnisse, die bei der Herstellung der Waren verwendet wurdp^’ 
in dem herstellenden Mitgliedstaat zu dem Zollverfahren abaefertiat 
wurden, unter dem die Herstellung erfolgte. Der maßgebende Zeit- 
punkt für die Bestimmung des Prozentsatzes zur Berechnung des 
anteiligen Zolles ist der Zeitpunkt, in dem die Ausfuhr der herge- 
stellten Waren sichergestellt ist. Dieser Zeitpunkt fällt im Normalfall 
mit dem Zeitpunkt der Ausstellung der Warenverkehrsbescheiniaung 
zusammen; es ist aber auch ein Zeitunterschied zwischen beiden 
Daten denkbar (nachträgliche Ausstellung der Warenverkehrsbeschei- 
nigung). Wenn die hergestellten Waren, statt unmittelbar ausgeführt 
zu werden, in ein Zollager verbracht werden, ist für die Berechnung 
des anzuwendenden anteiligen Zolles das Verbringen in ein Zoll- 
lager einer Ausfuhr gleichzustellen. 

b) Begrenzt gültige Vorschriften 

Die von den Dienststellen der Kommission durcbgeführten Unter- 
suchungen haben gezeigt, daß in den meisten Fällen die Gefahren, 
denen die Industrien der Mitgliedstaaten begegnen, die Einführung 
eines anteiligen Zolles solange nicht erfordern, als die Zollherab- 
setzung, in deren Genuß die veredelte Ware im Bestimmungsmit- 
gliedstaat gelangt, nicht höher ist als 20 Vo; unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß der Zeitabschnitt, in dem diese Ermäßigung von 
20 ^/o gewährt wird, sehr kurz ist, ist beschlossen worden, die durch 
die Entscheidung vom 16. Dezember 1958 aufgestellten Regeln wei- 
ter anzuwenden bis zu dem Augenblick, in dem alle Mitgliedstaaten 
die zusätzlichen Herabsetzungen ihrer Zollsätze gemäß der von den 
Vertretern ihrer Regierungen am 12. Mai 1960 getroffenen Entschei- 
dung durchgeführt haben. Von diesem Zeitpunkt ab bis zum 
31. Dezember 1961 beträgt der Satz des anteiligen Zolles, der auf 
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Nicht-GemeirLschaftserzeugnisse, die bei der Herstellung der aus- 
geführten Waren verwendet wurden, zu erheben ist, 25 ^/o des für 
diese Erzeugnisse im Gemeinsamen Zolltarif, so wie er durch die 
Entscheidung vom 13. Februar und 2. März 1960 festgelegt wurde, 
vorgesehenen Zollsatzes. Dieser Satz entspricht annähernd dem 
gewogenen Mittel der verschiedenen Zollsatzherabsetzungen, die 
auf Grund der von den Vertretern der Regierungen der Mitglied- 
staaten am 12. Mai 1960 getroffenen Beschleunigungsmaßnahmen 
angewendet werden müssen, d. h.: 30®/o für die große Mehrheit der 
Erzeugnisse, 25 ^/o für die nicht liberalisierten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse und 20 Vo für die liberalisierten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse. Bei der Bestimmung dieses Satzes ist die vorläufige 
Herabsetzung des Gemeinsamen Zolltarifs um 20 ^/o, die am 
12. Mai 1960 für die Berechnung der Annäherung der nationalen Zoll- 
sätze an den Gemeinsamen Zolltarif beschlossen wurde, ebenfalls 
berücksichtigt worden. 


II. Anwendungsbereich der Entscheidung 

Die Kommission lenkt weiterhin Ihre Aufmerksamkeit auf die 
Bedeutung der Behandlung, die die zur Herstellung der Waren im 
Sinne von Artikel 10 Absatz 2, 2. Unterabsatz verwendeten Erzeug- 
nisse erfahren müssen, damit die Bestimmungen der vorliegenden Ent- 
scheidung anwendbar werden: 

— Wenn diese Waren ausschließlidi aus „Gemeinschaftserzeugnis- 
sen" hergestellt wurden, haben sie schon aus diesem Grund Anspruch 
auf Gewährung der Vorzugsbehandlung im Empfangsmitgliedstaat, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, welcher Art die Behandlung der 
bei der Herstellung verwendeten „ Gemeinschafts erzeugnisse" war. 

— Dagegen dürfen die Vorschriften dieser Entscheidung nicht dazu 
ausgenutzt werden, um die in einen Mitgliedstaat im Zollvormerk- 
verfahren (oder unter einem Verfahren mit vollständiger oder teil- 
weiser Rückvergütung der Zölle) eingeführten „Nicht-Gemeinschäfts- 
erzeugnis§e" in den Genuß der Vorzugsbehandlung gelangen zu 
lassen, wenn diese Erzeugnisse nur eine unzureidiende Behandlung, 
die nicht als „Herstellung" angesehen werden kann, erfahren haben. 
Anderenfalls würden die Vorschriften der Artikel 9 Absatz 2 und 
10 Absatz 1 des Vertrages, nach denen die Teilnahme von Waren 
aus Drittländern an der Vorzugsbehandlung von der Abfertigung die- 
ser Waren zum freien Verkehr abhängig ist, möglicherweise wäh- 
rend der ganzen Übergangszeit zum Nachteil der Produzen- 
ten der Gemeinschaft gegenstandslos. Um diese Gefahr zu ver- 
meiden, muß solchen Waren, die nur Gegenstand von solchen 
Behandlungen waren, die in der nachstehenden Liste aufgeführt 
sind, die Teilnahme an dem durch diese Entscheidung eingeführten 
Verfahren versagt werden. Diese Liste, deren Veröffentlichung 
ebenfalls bezweckt, die einheitliche Anwendung der vorliegenden 
Entscheidung in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten, wurde von 
einer aus Bediensteten der Kommission und aus Vertretern der 
Mitgliedsstaaten bestehenden Zollsiachverständigengruppe ausgear- 
beitet. Diese Liste umfaßt 

1. Behandlungen, die dazu bestimmt sind, die eingeführten Waren 
während des Transports oder der Lagerung in ihrem Zustand zu 
erhalten (Lüften, Trocknen, Kühlen, Entfernen verdorbener Teile 
und ähnliche Behandlungen); 

2. einfaches Entstauben, Sieben, Aussondem, Einordnen, Sortieren 
(einschließlich des Zusammenstellens von Waren zu Sortimen- 
ten), Waschen, Anstreichen usw., das lediglich zur Verbesserung 
der handGlsmäßigen Aufmachung oder der Handelsqualität der 
eingeführten Waren dient; 

3. a) Auswechseln von Umschließungen, Teilen und Zusammen- 

stellen von Packstücken; 
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b) einfaches Abfüllen in Flaschen, Fläschchen, Säcke, Etuis, 
Schachteln, Befestigen auf Brettchen usw., sowie alle einfachen 
Behandlungen zur verkaufsmäßigen Aufmachung; 

c) Zerschneiden von Geweben, Papier usw., die in Stücken oder 
Ballen eingeführt wurden, zu Stoff- oder Papierabschnitten 
usw., die keine Fertigwaren sind. 

4. Anbringen von Warenmarken, Etiketten oder anderen ähnlichen 
Unterscheidungszeichen auf den Dritterzeugnissen selbst oder auf 
ihren Umschließungen; 

5. bloßes Mischen von Erzeugnissen der gleichen Art untereinander, 
selbst wenn gewisse Bestandteile der Mischung aus der Gemein- 
ischaft stammen; 

6. bloßes Zusammenfügen von größtenteils aus einem Drittland 
eingeführten Teilen eines Artikels, um diese zu einem vollstän- 
digen Artikel zusammenzusetzen. 

Ist eine Ware zwei oder mehreren der unter Punkt 1 bis 6 genann- 
ten Behandlungen unterworfen worden, so kann daraus grundsätz- 
lich noch kein Anrecht auf die Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung hergeleitet werden. 

Künftig auftretende konkrete Fälle können zur Änderung der vor- 
stehenden Liste führen. Die Dienststellen der Kommission werden in 
Zusammenarbeit mit den Zollbehörden der Mitgliedstaaten derartige 
Fälle prüfen. 

Es ist mir ein Vergnügen, Ihnen abschließend meinen Dank für die 
wertvolle Mitarbeit auszusprechen, die die Behörden Ihres Landes, 
insbesondere die Zollbehörden, den Dienststellen der Kommission 
bei der Ausarbeitung der vorliegenden Entscheidung geleistet haben. 
Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichneten Hochachtung. 


S. Mansholt 
Vizepräsident 
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